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Gemeinsamer Bericht 

 

        des Vorstands der Deutschen Telekom AG 

und 

der Geschäftsführung der Vivento Technical Services GmbH 

 

gemäß § 293a i.V.m. § 295 Abs.1 des Aktiengesetzes (AktG) 

 
über die Änderungsvereinbarung vom 11. Februar 2011 zum  

Ergebnisabführungsvertrages vom 23. August 2005 

 
 

zwischen der Deutschen Telekom AG 
 

 und 
 

der Vivento Technical Services GmbH 
 

I. Allgemeines 

  
 Zwischen den Parteien besteht ein Ergebnisabführungsvertrag, abgeschlos-
 sen am 23. August 2005 (nachfolgend der „Vertrag“) zwischen der Timpano 
 Telekommunikationsdienste GmbH, (Amtsgericht Bonn, HRB 9531)  und der 
 Vivento Technical Services GmbH (Amtsgericht Bonn, HRB 13914; nachfol-
 gend „Tochtergesellschaft“). 
 
 Die Timpano Telekommunikationsdienste GmbH wurde mit Eintragung im 
 Handelsregister am 14. November 2005 auf die Deutsche Telekom AG ver-
 schmolzen.  
 
 Die Parteien möchten den Vertrag abändern. 

 
Der Vorstand der DTAG und die Geschäftsführung der Tochtergesellschaft er-
statten daher über die Änderung des Ergebnisabführungsvertrags zwischen 
der DTAG und der Tochtergesellschaft gemeinsam den nachfolgenden Bericht 
gemäß § 293a i.V.m. § 295 Abs. 1 AktG. 
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II. Änderung des Ergebnisabführungsvertrages 

Die DTAG, vertreten durch das gemeinsam mit einem Prokuristen vertre-
tungsberechtigte Mitglied des Vorstands, Herrn Timotheus Höttges, und dem 
Prokuristen, Herrn Dieter Cazzonelli, hat am 11. Februar 2011 mit der Toch-
tergesellschaft, diese vertreten durch die gesamtvertretungsberechtigten Ge-
schäftsführer Herrn Ulrich Keudel und Herrn Dr. Joachim Schneider eine Än-
derungsvereinbarung zum Ergebnisabführungsvertrag (nachfolgend: „Ände-
rungsvereinbarung“) abgeschlossen. 
Der Vorstand der DTAG hat in seiner Sitzung am 1. Februar 2011 beschlos-
sen, die Änderungsvereinbarung abzuschließen. 
Die Geschäftsführung der Tochtergesellschaft hat am 26. Januar 2011 be-
schlossen, die Änderungsvereinbarung abzuschließen. 
Die Gesellschafterversammlung der Tochtergesellschaft hat dem Abschluss  
der Änderungsvereinbarung am 15. Februar 2011 notariell beurkundet zuge-
stimmt. 
Die Änderungsvereinbarung wird nur mit Zustimmung der Hauptversammlung 
der DTAG wirksam. Vorstand und Aufsichtsrat der DTAG werden daher der für 
den 12. Mai 2011 einberufenen ordentlichen Hauptversammlung der DTAG 
vorschlagen, der Änderungsvereinbarung zuzustimmen. 
Gemäß § 294 Abs. 2 i.V.m. § 295 Abs. 1 AktG wird die Änderungsvereinba-
rung erst wirksam, wenn ihr Bestehen in das Handelsregister des Sitzes der 
Tochtergesellschaft eingetragen worden ist. 

III. Parteien der Änderungsvereinbarung des Ergebnisabführungsvertrages 

1. Deutsche Telekom AG 

Die DTAG mit Sitz in Bonn, eingetragen im Handelsregister des Amts-
gerichts Bonn unter HRB 6794, ist eine börsennotierte Aktiengesell-
schaft und die Obergesellschaft des Deutsche Telekom-Konzerns. Ge-
schäftsjahr der DTAG ist das Kalenderjahr. 
Satzungsmäßiger Gegenstand des Unternehmens ist die Betätigung im 
gesamten Bereich der Telekommunikation, Informationstechnologie, 
Multimedia, Information und Unterhaltung, der Sicherheitsdienst-
leistungen, Vertriebs- und Vermittlungsdienstleistungen, des E-Banking, 
E-Money, Inkasso, Factoring und der Empfangs- und Bewachungsleis-
tungen sowie der mit diesen Bereichen in Zusammenhang stehenden 
Serviceleistungen und in verwandten Bereichen im In- und Ausland. Die 
DTAG ist nach ihrer Satzung zu allen Geschäften und Maßnahmen be-
rechtigt, die geeignet erscheinen, dem Gegenstand des Unternehmens 
zu dienen. Sie kann auch andere Unternehmen gleicher oder verwand-
ter Art im In- und Ausland gründen, erwerben und sich an ihnen beteili-
gen sowie solche Unternehmen leiten oder sich auf die Verwaltung der 
Beteiligung beschränken. Sie kann ihren Betrieb ganz oder teilweise in 
verbundene Unternehmen ausgliedern. 
Mitglieder des Vorstands der DTAG sind die Herren René Obermann 
(Vorsitzender), Dr. Manfred Balz, Reinhard Clemens, Niek Jan van 
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Damme, Timotheus Höttges, Guido Kerkhoff, Edward R. Kozel und 
Thomas Sattelberger. Die DTAG wird gemäß § 7 Satz 1 ihrer Satzung 
gesetzlich vertreten durch zwei Mitglieder des Vorstands oder durch ein 
Mitglied des Vorstands in Gemeinschaft mit einem Prokuristen. 

2. Die Tochtergesellschaft 

Die Tochtergesellschaft hat ihren Sitz in Bonn und ist im Handelsregis-
ter des Amtsgerichts Bonn unter HRB 13914 eingetragen. Geschäfts-
jahr der Tochtergesellschaft ist das Kalenderjahr. 
Der Gesellschaftsvertrag der Tochtergesellschaft enthält derzeit folgen-
de Regelung zum Unternehmensgegenstand:  
Gegenstand des Unternehmens ist die Erbringung von Montage-, Ser-
vice- und Ingenieursdienstleistungen für Unternehmen des Telekom-
Konzerns als auch für externe Kunden.  
Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, 
die geeignet erscheinen, diesem Gegenstand des Unternehmens zu 
dienen. Die Gesellschaft kann im In- oder Ausland Zweigniederlassun-
gen errichten und andere Unternehmen gleicher oder verwandter Art im 
In- und Ausland gründen, erwerben, sich an ihnen beteiligen sowie sol-
che Unternehmen leiten oder sich auf die Verwaltung der Beteiligung 
beschränken. Sie kann ihren Betrieb ganz oder teilweise in verbundene 
Unternehmen ausgliedern sowie Beteiligungen veräußern.  
Die Tochtergesellschaft wird zu 100 % von der DTAG gehalten.  
Das Stammkapital beträgt € 100.000,- und ist vollständig eingezahlt. 
Geschäftsführer der Tochtergesellschaft sind die Herren Ulrich Keudel 
und Dr. Joachim Schneider, die die Gesellschaft gemäß § 5 Abs. 1 des 
Gesellschaftsvertrags gesamtvertretungsberechtigt gemeinschaftlich 
mit einem anderen Geschäftsführer oder mit einem Prokuristen vertre-
ten.  

3. Ertragssituation der Tochtergesellschaft 

Zum 01. Januar 2008 wurde das operative Geschäft der VTS verkauft.   
 
Im Geschäftsjahres 2010 gab es bei der Tochtergesellschaft kein ope-
ratives Geschäft und keine Mitarbeiter mehr.  
 

  Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2010 weist infolge des seit 
  2005 wirksamen Ergebnisabführungsvertrages ein ausgeglichenes  
  Ergebnis auf, nachdem ein Gewinn von € 24.773.542,38 an die  
   DTAG abgeführt wurde. 

 
  Die Bilanzsumme beträgt zum 31. Dezember 2010 € 110.214.356,96, 
  das Eigenkapital beläuft sich auf  € 38.373.789,16 €. 
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IV. Rechtliche und wirtschaftliche Gründe für den Abschluss der Ände-
rungsvereinbarung zum Ergebnisabführungsvertrag 

Mit der Änderungsvereinbarung wird der bestehende Ergebnisabführungsver-
trag an die aktuelle Gesetzeslage angepasst (wobei Formulierungen gewählt 
werden, die auch bei künftigen Gesetzesänderungen Änderungen des Ver-
tragstextes erübrigen sollen) und dabei zugleich neuen steuerlichen Anforde-
rungen Rechnung getragen: 
 
Durch das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) vom 25. Mai 2009 
wurde die Vorschrift des § 301 AktG (Ergebnisübernahme) geändert. § 301 
AktG wurde dahingehend erweitert, dass nach § 268 Abs. 8 Handelsgesetz-
buch (HGB) abführungsgesperrte Beträge nicht abgeführt werden dürfen. Ab-
führungsgesperrte Beträge sind Gewinne aus der Aktivierung von selbst ge-
schaffenen immateriellen Vermögensgegenständen des Anlagevermögens 
sowie Gewinne aus der Aktivierung von latenten Steuern. Mit dem eingeführ-
ten Verweis auf die jeweilige Gesetzesfassung des § 301 AktG wird diese 
Neuregelung Bestandteil des Ergebnisabführungsvertrages. 
 
In seinen Entscheidungen vom 3.März 2010 und vom 28.Juli./15.September 
2010 hat der Bundesfinanzhof (BFH) die Formvorschriften für die ertragsteuer-
liche Anerkennung von Ergebnisabführungsverträgen gemäß §§ 14, 17 Kör-
perschaftsteuergesetz (KStG) konkretisiert. So verlangt der BFH nunmehr eine 
Bezugnahme auf § 302 AktG in seiner Gesamtheit. Diese Anforderung hat das  
Bundesministerium für Finanzen (BMF) in seinem Schreiben vom 19. Oktober 
2010 für alle Ergebnisabführungsverträge übernommen. Dieser Anforderung 
wird Rechnung getragen, indem auf die jeweilige Gesetzesfassung des § 302 
AktG in seiner Gesamtheit verwiesen wird. 
 
Mit diesem dynamischen Verweis wird auch der zum 1. Januar 2006 neu hin-
zugekommene § 302 Abs. 4 AktG, der die Verjährung von Ansprüchen aus 
Ergebnisabführungsverträgen regelt, in den Ergebnisabführungsvertrag mit 
einbezogen. 
 
Die Anpassungen haben keine wirtschaftlichen oder operativen Auswirkungen 
auf die beteiligten Gesellschaften. 
 
Der Kern der Hauptleistungspflichten der Parteien - Gewinnabführung durch 
die Tochtergesellschaft und Verlustausgleich durch die Deutsche Telekom AG 
- bleibt jeweils unverändert. 
 
Mit den vorgenannten Anpassungen, die Grund für den Abschluss der Ände-
rungsvereinbarung waren, wurden zugleich weitere Änderungen des Ergeb-
nisabführungsvertrages vorgenommen, die zu einer weitergehenden Verein-
heitlichung verschiedener Ergebnisabführungsverträge führen. 
Mit der Änderungsvereinbarung beginnt die steuerliche Mindestlaufzeit erneut 
zu laufen. Die steuerliche Mindestlaufzeit des Ergebnisabführungsvertrages in 
seiner noch nicht geänderten Fassung war bereits abgelaufen, so dass diese 
Änderung unproblematisch erfolgen kann. Auswirkungen für die Zukunft wer-
den insoweit ebenfalls nicht erwartet, da davon auszugehen ist, dass der ge-
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änderte Ergebnisabführungsvertrag jedenfalls für die Dauer der neu begin-
nenden steuerlichen Mindestlaufzeit bestehen bleiben wird. 

V. Erläuterung der Änderungsvereinbarung zum Ergebnisabführungsver-
 trag 

Eine Abschrift der Änderungsvereinbarung ist diesem Bericht als Anlage bei-
gefügt. Die Regelungen der Änderungsvereinbarung und des geänderten Er-
gebnisabführungsvertrages sollen im Folgenden erläutert werden. 

1. Gewinnabführung 

Ziffer 2 der Änderungsvereinbarung sieht eine Neufassung von § 1 des 
Ergebnisabführungsvertrages vor. 
 
§ 1 Abs. 1 des geänderten Ergebnisabführungsvertrages normiert die 
für einen Ergebnisabführungsvertrag charakteristische Verpflichtung zur 
Gewinnabführung, und zwar normiert er die Verpflichtung der Tochter-
gesellschaft zur Abführung des ganzen Gewinns entsprechend allen 
Vorschriften des § 301 AktG in seiner jeweils geltenden Fassung. Da-
nach ist die Tochtergesellschaft während der Vertragsdauer verpflich-
tet, ihren gesamten Gewinn, soweit nach § 301 AktG zulässig, an die 
DTAG abzuführen. Die Neufassung von Abs. 1 ist erforderlich, um im 
Falle der Gewinnabführung gemäß § 301 AktG klarzustellen, dass – 
dynamisch – auf die jeweils gültige Gesetzesfassung des Paragraphen 
Bezug genommen wird, so dass auch künftige Änderungen des § 301 
AktG automatisch mit in den Vertragsinhalt einfließen (siehe oben, Zif-
fer IV. dieses Berichtes). 
 
Mit der Einführung des BilMoG vom 25.Mai 2009 nimmt § 301 AktG auf 
die Neuregelung zum ausschüttungsgesperrten Betrag gemäß § 268 
Abs. 8 HGB Bezug (siehe oben, Ziffer IV. dieses Berichts). Dieser Ab-
führungssperre trägt die Änderungsvereinbarung Rechnung, indem 
nach § 1 Absatz 2 des geänderten Ergebnisabführungsvertrages nun 
ausdrücklich klargestellt wird, dass auch im Übrigen die Vorschriften 
des § 301 AktG in seiner jeweils geltenden Fassung entsprechende 
Anwendung finden. 
 
Mit Zustimmung der DTAG ist die Tochtergesellschaft gemäß § 1 Abs. 
3 des geänderten Ergebnisabführungsvertrages berechtigt, Beträge 
aus dem Jahresüberschuss insoweit in die Gewinnrücklagen (§ 272 
Abs. 3 HGB) einzustellen, als dies handelsrechtlich zulässig und bei 
vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. 
Hier erfolgte eine Änderung, um den Wortlaut im Hinblick auf andere 
Ergebnisabführungsverträge zu vereinheitlichen. 

2.  Verlustübernahme 

Ziffer 3 der Änderungsvereinbarung sieht eine Neufassung von § 2 des 
Ergebnisabführungsvertrags vor. 
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§ 2 Abs.1 des geänderten Ergebnisabführungsvertrages enthält die 
Verpflichtung der DTAG als herrschendes Unternehmen, jeden bei der 
Tochtergesellschaft während der Vertragsdauer entstandenen Jahres-
fehlbetrag entsprechend allen Vorschriften des § 302 AktG auszuglei-
chen. Der Verweis wurde nunmehr dynamisch ausgestaltet: Verwiesen 
wird jetzt auf „die jeweils gültige Fassung“ der in Bezug genommenen 
gesetzlichen Regelung. Entsprechend § 302 Abs. 1 AktG ist der Jah-
resfehlbetrag nur insoweit auszugleichen, als dieser nicht dadurch aus-
geglichen wird, dass den anderen Gewinnrücklagen Beträge entnom-
men werden, die während der Vertragsdauer in sie eingestellt worden 
sind. Diese Verpflichtung zur Verlustübernahme ist zwingende Folge 
des Ergebnisabführungsvertrages. 
 
Die Geltung von § 302 AktG im Übrigen in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung ist gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Körperschaftsteuergesetz für 
die steuerliche Organschaft mit einer GmbH erforderlich. Hinzuweisen 
ist auf die Bestimmungen in § 302 Abs. 3 und 4 AktG: 
 
§ 302 Abs. 3 AktG regelt die Möglichkeit des Verzichts der Tochterge-
sellschaft auf den Ausgleichsanspruch sowie des Vergleichs über die-
sen Anspruch. Aus der Verweisung auf § 302 Abs. 3 AktG ergibt sich 
vorliegend insbesondere Folgendes: Die Tochtergesellschaft kann auf 
den Anspruch auf Ausgleich erst drei Jahre nach dem Tage, an dem die 
Eintragung der Beendigung des Vertrages in das Handelsregister nach 
§ 10 HGB bekanntgemacht worden ist, verzichten oder sich über ihn 
vergleichen. Dies gilt nicht, wenn die DTAG zahlungsunfähig ist und 
sich zur Abwendung des Insolvenzverfahrens mit ihren Gläubigern ver-
gleicht oder wenn die Ersatzpflicht in einem Insolvenzplan geregelt 
wird. 
Gemäß § 302 Abs. 4 AktG verjährt der Anspruch auf Verlustausgleich 
in 10 Jahren seit dem Tag, an dem die Eintragung der Beendigung des 
Vertrags in das Handelsregister nach § 10 HGB bekanntgemacht wor-
den ist. 
Bei den Regelungen in § 2 des geänderten Ergebnisabführungsvertra-
ges handelt es sich insoweit um übliche Regelungen im Rahmen eines 
Ergebnisabführungsvertrages. 
 
Ziffer 3 der Änderungsvereinbarung sieht darüber hinaus vor, dass 
künftig Entstehung und Fälligkeit des Verlustausgleichsanspruchs aus-
drücklich und entsprechend der Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs geregelt werden: Gemäß § 2 Abs. 2 Satz 1 des geänderten Ergeb-
nisabführungsvertrages wird daher klargestellt, dass der Anspruch auf 
Verlustausgleich zum Ende des Geschäftsjahres entsteht und gemäß § 
2 Abs. 2 Satz 2 des geänderten Ergebnisabführungsvertrages mit 
Wertstellung zu diesem Zeitpunkt fällig ist. Der Tochtergesellschaft ent-
steht somit bei einer Verlustausgleichszahlung der DTAG nach Fällig-
keit kein Zinsnachteil. 
Die vorgenannten Änderungen in § 2 des Ergebnisabführungsvertrages 
führen, ebenso wie die unter Ziffer V. 1 dargestellte Änderung des § 1 
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des Ergebnisabführungsvertrages mit Blick auf andere Ergebnisabfüh-
rungsverträge zu einer Vereinheitlichung. 
 

3. Beginn, Dauer, Wirksamkeit 

  § 3 Abs. 1 des Ergebnisabführungsvertrages stellt klar, dass der Ver-
  trag mit Eintragung seines Bestehens in das Handelsregister am Sitz 
  der Tochtergesellschaft wirksam wird. Die Gesellschafterversammlung 
  der beherrschten Gesellschaft und der herrschenden Gesellschaft ha- 
  ben jeweils am 23.08.2005 zugestimmt. Der Vertrag wurde am 25. Au-
  gust 2005 im Handelsregister eingetragen. Daher begann gemäß den 
  vertraglichen Regelungen die Verpflichtung zur Gewinnabführung be-
  reits zum 1. Januar 2005. 

 
Ergänzend hierzu sieht die Änderungsvereinbarung (dort in Ziffer 4) die 
Hinzufügung eines Satz 2 in § 3 Abs. 1 in den Ergebnisabführungsver-
trag vor, wonach die Änderungen aufgrund der Änderungsvereinbarung 
rückwirkend zu Beginn des Geschäftsjahres gelten, in dem sämtliche 
Wirksamkeitsvoraussetzungen “dieses Vertrages“, das heißt der Ände-
rungsvereinbarung, erstmals erfüllt sind. 
 
Wie der ursprüngliche Ergebnisabführungsvertrag bedarf auch dessen 
Änderung der Zustimmung der Hauptversammlung der DTAG und der 
Gesellschafterversammlung der Tochtergesellschaft sowie der Eintra-
gung in das Handelsregister der Tochtergesellschaft. Zudem bedürfen 
die Zustimmungsbeschlüsse der Hauptversammlung der DTAG und der 
Gesellschafterversammlung der Tochtergesellschaft der notariellen Be-
urkundung. Mit Erfüllung dieser Voraussetzungen wird die Änderungs-
vereinbarung wirksam, was noch für dieses Jahr geplant ist. 
 
Um mit Blick auf andere Ergebnisabführungsverträge eine Vereinheitli-
chung der Regelungen der Kündigungsmöglichkeiten herzustellen, 
wurde § 3 Abs. 3 des Ergebnisabführungsvertrages neu gefasst und  
§ 3 Abs.3, 2. und 3.Satz wurde zu § 3 Abs.4. 
 
Der auf unbestimmte Zeit geschlossene Vertrag kann gemäß § 3 Abs. 3 
des geänderten Ergebnisabführungsvertrages mit einer Frist von einem 
Monat zum Ablauf eines jeweiligen Jahres ordentlich gekündigt werden, 
erstmals jedoch zum Ablauf des Jahres, nach dessen Ablauf die durch 
diesen Vertrag begründete körperschaftsteuerliche Organschaft ihre 
steuerliche Mindestlaufzeit erfüllt hat. Dies ist nach derzeitiger Rechts-
lage (§ 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 in Verbindung mit § 17 Körperschaftsteu-
ergesetz) nach fünf Jahren der Fall; der Vertrag könnte mithin bei Ein-
tragung im Handelsregister im Jahre 2011 nach derzeitiger Rechtslage 
zum 31. Dezember 2015 erstmals ordentlich gekündigt werden. Die 
Kündigung bedarf der Schriftform. 
Darüber hinaus besteht gemäß § 3 Abs. 4 des geänderten Ergebnisab-
führungsvertrages die Möglichkeit, den Vertrag aus wichtigem Grunde 
schriftlich zu kündigen. Diese Möglichkeit besteht auch während der 
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Zeit, in der eine ordentliche Kündigung noch nicht möglich ist. Wichtige 
Gründe sind insbesondere die Veräußerung oder Einbringung der 
Tochtergesellschaft durch die DTAG oder die Verschmelzung, Spaltung 
oder Liquidation einer der jeweiligen Vertragsparteien. 
 

4. Sonstiges 

Im Übrigen wurde das Vertragsrubrum an den Übergang des Ergebnis-
abführungsvertrags auf die DTAG und wurden die Bezeichnungen der 
Parteien im Vertrag neu definiert (Ziffern 1 und 5 der Änderungsverein-
barung). 
Ziffer 6 der Änderungsvereinbarung stellt klar, dass die nicht durch die 
Änderungsvereinbarung geänderten Regelungen des Ergebnisabfüh-
rungsvertrages unverändert bestehen bleiben. Ziffer 6 der Änderungs-
vereinbarung bestimmt außerdem, dass die Änderungsvereinbarung 
rückwirkend zu Beginn des Geschäftsjahres wirksam wird, in dem 
sämtliche Wirksamkeitsvoraussetzungen für diese Vereinbarung erst-
mals erfüllt sind. Diese für das Verhältnis zwischen den Parteien gel-
tende Regelung ändert allerdings nichts daran, dass die Änderung des 
Ergebnisabführungsvertrages erst mit Eintragung ihres Bestehens in 
das Handelsregister der Tochtergesellschaft wirksam wird. 
Ziffer 7 der Änderungsvereinbarung stellt klar, dass die der Änderungs-
vereinbarung als Anlage beigefügte Reinfassung des geänderten Er-
gebnisabführungsvertrags nur der Übersichtlichkeit dient, nicht aber ei-
ne für die Parteien verbindliche Regelung enthält. Sollte also diese 
Reinfassung Abweichungen gegenüber den Regelungen der Ände-
rungsvereinbarung enthalten, so gelten ausschließlich die Regelungen 
der Änderungsvereinbarung. 

VI. Festsetzungen entsprechend §§ 304, 305 AktG/Prüfung der Änderungs-
vereinbarung zum Ergebnisabführungsvertrag 

Es wurde davon abgesehen, in der Änderungsvereinbarung zum Ergebnisab-
führungsvertrag einen angemessenen Ausgleich zu bestimmen, weil die Toch-
tergesellschaft keinen außenstehenden Gesellschafter hat. Die DTAG ist an 
der Tochtergesellschaft zu 100 % unmittelbar beteiligt. Daher war im Vertrag 
auch keine Abfindung zu bestimmen. Dem entsprechend war auch eine Be-
wertung der beteiligten Unternehmen zur Ermittlung eines angemessenen 
Ausgleichs und einer angemessenen Abfindung nicht vorzunehmen. Da die 
DTAG unmittelbar alle Geschäftsanteile der Tochtergesellschaft hält, bedarf 
es gemäß § 293b Abs. 1 AktG auch in Verbindung mit § 295 Abs. 1 AktG kei-
ner Prüfung des geänderten Ergebnisabführungsvertrages oder der Ände-
rungsvereinbarung durch sachverständige Prüfer (Vertragsprüfer). 
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Bonn, den 21. Februar 2011 
 
Deutsche Telekom AG, 
Der Vorstand 
 
 

 

_________________________ 

René Obermann (Vorsitzender) 

 

 

__________________________ 

Timotheus Höttges 

 

 

__________________________ 

Dr. Manfred Balz 

 

 

__________________________ 

Reinhard Clemens 

 

 

__________________________ 

Niek Jan van Damme 

 

 

__________________________ 

Guido Kerkhoff 

 

 

__________________________ 

Edward R. Kozel 

 

 

__________________________ 

Thomas Sattelberger 
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Bonn, den 18. Februar 2011 
 
Vivento Technical Services GmbH 
Die Geschäftsführung 
 
 

 

 

__________________________ 

Ulrich Keudel 

 

 

 

__________________________ 

Dr. Joachim Schneider 

 

 

 

Anlage: Abschrift der Änderungsvereinbarung (einschließlich des geänderten Ergeb-
nisabführungsvertrages) 


